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233.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Nachstehende Kündigung wird genehmigt.

Kündigung der Konvention vom 15. Dezem-
ber 1950 über den Zollwert von Waren

(samt Anlagen I bis III)

Der Bundespräsident erklärt im Namen der
Republik Österreich die Konvention vom
15. Dezember 1950 über den Zollwert von
Waren einschließlich ihrer Anlagen I bis III,
BGBl. Nr. 225/1955, in der Fassung der Empfeh-
lung des Rates für die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens vom 7. Juni 1967, BGBl.

Nr. 146/1972, gemäß ihrem Artikel XVI lit. a
für gekündigt.

Geschehen zu Wien, am 8. März 1980

Der Bundespräsident:

Kirchschläger m. p.

Der Bundeskanzler:

Kreisky m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Kündi-
gungsurkunde wurde am 26. März 1980 hinterlegt; sie wird gemäß Art. XVI lit. a der Konven-
tion am 26. März 1981 rechtswirksam.

Kreisky
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234.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 1, Art. 2 lit. b (soweit er sich auf
Art. 25 Abs. 1 und 2 des Übereinkommens bezieht), Art. 6 zweiter Satz und Art. 7 Abs. 1 verfas-
sungsändernd sind, samt Präambel wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLLE 1979 ÜBER
DIE FÜNFTE VERLÄNGE-
RUNG DES ÜBEREIN-
KOMMENS BETREFFEND
WEIZENHANDEL *) UND
DES ÜBEREINKOMMENS
BETREFFEND NAH-
RUNGSMITTELHILFE, DIE
DAS INTERNATIONALE

WEIZENÜBEREINKOM-
MEN 1971 BILDEN

PRÄAMBEL

Die Konferenz zur Fest-
legung der Texte der Protokolle
1979 über die fünfte Verlän-
gerung der Übereinkommen,
die das Internationale Weizen-
Übereinkommen 1971 bilden,
hat

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizen-
Übereinkommen 1949 in den
Jahren 1953, 1956, 1959, 1962,
1965, 1966, 1967, 1968, 1971,
1974, 1975, 1976 und 1978 re-
vidiert, erneuert oder verlän-
gert worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizen-
Übereinkommen 1971, das zwei
voneinander getrennte Rechts-
instrumente enthält, nämlich
das Übereinkommen betreffend
Weizenhandel 1971 und das
Übereinkommen betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1971, die
beide mit Protokoll im Jahre
1978 weiter verlängert worden
sind, am 30 Juni 1979 ablaufen
wird,

die Texte der Protokolle 1979
über die fünfte Verlängerung
des Übereinkommens betreffend
Weizenhandel 1971 und über

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 341/1972
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die fünfte Verlängerung des
Übereinkommens betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1971 fest-
gelegt.

PROTOKOLL 1979 ÜBER
DIE FÜNFTE VERLÄNGE-
RUNG DES ÜBEREINKOM-
MENS BETREFFEND WEI-

ZENHANDEL 1971

Die Regierungen, die Ver-
tragsparteien dieses Protokolls
sind, haben

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Übereinkommen betreffend
Weizenhandel 1971 (im folgen-
den als „Übereinkommen" be-
zeichnet) des Internationalen
Weizen-Übereinkommens 1971,
das mit Protokoll im Jahre
1978 weiter verlängert worden
ist, am 30. Juni 1979 abläuft

FOLGENDES VEREIN-
BART:

ARTIKEL 1

Verlängerung, Ablauf und Be-
endigung des Übereinkommens

Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Artikels 2 dieses
Protokolls bleibt das Überein-
kommen zwischen den Ver-
tragsparteien dieses Protokolls
bis zum 30. Juni 1981 in Kraft.
Sollte jedoch ein neues inter-
nationales Übereinkommen
über Weizen vor dem 30. Juni
1981 in Kraft treten, so bleibt
dieses Protokoll nur bis zum
Tag des Inkrafttretens des
neuen Übereinkommens in
Kraft.

ARTIKEL 2

Nicht anwendbare Bestimmun-
gen des Übereinkommens

Die folgenden Bestimmungen
des Übereinkommens gelten mit
Wirkung vom 1. Juli 1979 als
nicht anwendbar:

a) Absatz 4 des Artikels 19;

b) Artikel 22 bis einschließ-
lich 26;
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c) Absatz 1 des Artikels 27;

d) Artikel 29 bis einschließ-
lich 31.

ARTIKEL 3

Begriffsbestimmungen

Ein Hinweis in diesem Proto-
koll auf eine „Regierung" oder
auf „Regierungen" bedeutet
auch einen Hinweis auf die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (im folgenden als „Ge-
meinschaft" bezeichnet). In
Übereinstimmung damit bedeu-
tet jeder Hinweis in diesem Pro-
tokoll auf „Unterzeichnung"
oder die „Hinterlegung von
Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Abschluß-
Urkunden" oder „eine Beitritts-
urkunde" oder eine „Erklärung
über die vorläufige Anwen-
dung" durch eine Regierung im
Falle der Gemeinschaft auch
Unterzeichnung oder Erklärung
über die vorläufige Anwendung
im Namen der Gemeinschaft
durch deren zuständige Behör-
de; die Hinterlegung der Ur-
kunde bedeutet die gemäß den
institutionellen Verfahren der
Gemeinschaft für einen interna-
tionalen Vertragsabschluß er-
forderliche Hinterlegung.

ARTIKEL 4

Finanzfragen

Den ersten Beitrag eines Aus-
fuhr- oder Einfuhr-Mitgliedes,
das diesem Protokoll gemäß
Artikel 7 Absatz 1 lit. b beitritt,
setzt der Rat auf der Grundlage
der diesem Land zuzuteilenden
Stimmenzahl und des für das
laufende Erntejahr verbleiben-
den Zeitabschnittes fest, ohne
jedoch die für das laufende
Erntejahr für die anderen Aus-
fuhr- und Einfuhr-Mitglieder
festgesetzten Beiträge zu ändern.
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ARTIKEL 5

Unterzeichnung

Dieses Protokoll liegt vom
25. April 1979 bis einschließlich
16. Mai 1979 in Washington
zur Unterzeichnung auf, und
zwar für die Regierungen von
Ländern, die Vertragsparteien
des mit Protokoll 1978 weiter
verlängerten Übereinkommens
sind oder am 21. März 1979
als vorläufige Vertragsparteien
des mit Protokoll 1978 weiter
verlängerten Übereinkommens
betrachtet werden oder die Mit-
glieder der Vereinten Nationen,
ihrer SpezialOrganisationen oder
der Internationalen Atom-
energiebehörde und in der An-
lage A oder B des Übereinkom-
mens angeführt sind.

ARTIKEL 6

Ratifikation, Annahme, Ge-
nehmigung oder Abschluß

Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation, Annahme, Geneh-
migung oder des Abschlusses
durch jede unterzeichnende Re-
gierung nach Maßgabe ihrer
verfassungsrechtlichen und insti-
tutionellen Verfahren. Die Rati-
fikations-, Annahme-, Geneh-
migungs- oder Abschlußurkun-
den sind bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von
Amerika bis spätestens 22. Juni
1979 zu hinterlegen; jedoch
kann der Rat einer unterzeich-
nenden Regierung, die ihre
Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Abschlußur-
kunde nicht bis zu diesem Zeit-
punkt hinterlegt hat, eine oder
mehrere Fristverlängerungen
gewähren.

ARTIKEL 7

Beitritt

(1) Dieses Protokoll liegt zum
Beitritt auf:

a) bis zum 22. Juni 1979 für
die Regierung jedes zu
diesem Zeitpunkt in der
Anlage A oder B zum
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Übereinkommen ange-
führten Mitgliedes; der
Rat kann jedoch einer Re-
gierung, die ihre Urkunde
bis zu diesem Zeitpunkt
nicht hinterlegt hat, eine
oder mehrere Fristver-
längerungen gewähren;
und

b) nach dem 22. Juni 1979
für die Regierung jedes
Mitgliedes der Vereinten
Nationen, ihrer Spezial-
organisationen oder der
Internationalen Atom-
energiebehörde zu Be-
dingungen, die der Rat
mit mindestens zwei
Dritteln der von Ausfuhr-
Mitgliedern und mit zwei
Dritteln der von Einfuhr-
Mitgliedern abgegebenen
Stimmen für angemessen
hält.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von
Amerika.
(3) Wird zwecks Durchfüh-
rung des Übereinkommens und
dieses Protokolls auf Mitglieder
Bezug genommen, die in der
Anlage A oder B zum Über-
einkommen angeführt sind, so
gilt jedes Mitglied, dessen Regie-
rung dem Übereinkommen
unter den vom Rat vorge-
schriebenen Bedingungen oder
diesem Protokoll gemäß Ab-
satz 1 lit. b dieses Artikels
beigetreten ist, als in der ent-
sprechenden Anlage angeführt.

ARTIKEL 8

Vorläufige Anwendung

Jede unterzeichnende Regie-
rung kann bei der Regierung
der Vereinigten Staaten von
Amerika eine Erklärung über
die vorläufige Anwendung
dieses Protokolls hinterlegen.
Jede andere Regierung, welche
die Voraussetzungen für die
Unterzeichnung dieses Proto-
kolls erfüllt oder deren Bei-
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trittsersuchen vom Rat geneh-
migt wird, kann ebenfalls bei
der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika eine Er-
klärung über die vorläufige An-
wendung hinterlegen. Jede Re-
gierung, die eine solche
Erklärung hinterlegt, wendet
dieses Protokoll vorläufig an
und wird als vorläufige Ver-
tragspartei desselben angesehen.

ARTIKEL 9

Inkrafttreten

(1) Dieses Protokoll tritt
zwischen den Regierungen, die
Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs-, Abschluß- oder
Beitrittsurkunden oder Erklä-
rungen über die vorläufige An-
wendung gemäß den Artikeln 6,
7 und 8 dieses Protokolls bis
zum 22. Juni 1979 hinterlegt
haben, wie folgt in Kraft:

a) am 23. Juni 1979 hinsicht-
lich aller Bestimmungen
des Übereinkommens mit
Ausnahme der Artikel 3
bis einschließlich 9 und
Artikel 21, und

b) am 1. Juli 1979 hinsicht-
lich der Artikel 3 bis ein-
schließlich 9 und Arti-
kel 21 des Übereinkom-
mens,

wenn die Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs-, Ab-
schluß- oder Beitrittsurkunden
oder Erklärungen über die vor-
läufige Anwendung spätestens
am 22. Juni 1979 im Namen
von Regierungen hinterlegt
werden, die Ausfuhr-Mitglieder,
die über wenigstens sechzig
Prozent der in der Anlage A
angegebenen Stimmen verfügen,
und Einfuhr-Mitglieder, die
über wenigstens fünfzig Prozent
der in der Anlage B angege-
benen Stimmen verfügen, ver-
treten beziehungsweise die über
diese Stimmen verfügt hätten,
wenn sie zu diesem Zeitpunkt
Vertragsparteien des Überein-
kommens gewesen wären.
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(2) Dieses Protokoll tritt für
eine Regierung, die nach dem
22. Juni 1979 gemäß den ein-
schlägigen Bestimmungen dieses
Protokolls eine Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs-, Ab-
schluß- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt hat, am Tage dieser
Hinterlegung in Kraft; jedoch
tritt für diese Regierung kein
Teil des Protokolls in Kraft, ehe
er gemäß Absatz 1 oder 3
dieses Artikels auch für andere
Regierungen in Kraft tritt.

(3) Tritt dieses Protokoll nicht
gemäß Absatz 1 dieses Artikels
in Kraft, so können die Regie-
rungen, die die Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs-,
Abschluß- oder Beitrittsur-
kunden oder Erklärungen über
die vorläufige Anwendung
hinterlegt haben, in gegenseiti-
gem Einvernehmen beschließen,
daß es zwischen den Regierun-
gen in Kraft treten soll, die
Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs-, Abschluß- oder
Beitrittsurkunden oder Erklä-
rungen über die vorläufige An-
wendung hinterlegt haben.

ARTIKEL 10

Notifikation durch die Depo-
sitarregierung

Die Regierung der Vereinig-
ten Staaten von Amerika als
Depositarregierung notifiziert
allen unterzeichnenden und bei-
tretenden Regierungen jede
Unterzeichnung, Ratifikation,
Annahme, Genehmigung, jeden
Abschluß, jede vorläufige An-
wendung dieses Protokolls und
jeden Beitritt zu diesem sowie
alle gemäß Artikel 27 des Über-
einkommens eingegangenen
Notifikationen und Mitteilun-
gen und alle gemäß Artikel 28
des Übereinkommens eingegan-
genen Erklärungen und Notifi-
kationen.
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ARTIKEL 11

Beglaubigte Kopie des Proto-
kolls

Die Depositarregierung über-
mittelt so bald wie möglich
nach dem endgültigen Inkraft-
treten dieses Protokolls eine be-
glaubigte Abschrift dieses Pro-
tokolls in englischer, französi-
scher, russischer und spanischer
Sprache dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen zur
Registrierung gemäß Artikel 102
der Satzung der Vereinten Na-
tionen. Jede Änderung dieses
Protokolls wird in gleicher
Weise mitgeteilt.

ARTIKEL 12

Verhältnis der Präambel zum
Übereinkommen

Die Präambel der Protokolle
1979 über die fünfte Verlänge-
rung des Internationalen
Weizen-Übereinkommens 1971
ist Bestandteil dieses Protokolls.

ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regie-
rungen oder Behörden hiezu
gehörig bevollmächtigten Unter-
zeichneten dieses Protokoll an
dem jeweils neben ihren Unter-
schriften vermerkten Tag
unterzeichnet.

Der englische, französische,
russische und spanische Wort-
laut dieses Protokolls ist in
gleicher Weise authentisch. Die
Urschriften werden bei der Re-
gierung der Vereinigten Staaten
von Amerika hinterlegt; diese
übermittelt jeder Vertrags-
partei, die das Protokoll unter-
zeichnet oder ihm beitritt,
sowie dem Exekutivsekretär des
Rates beglaubigte Abschriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 27. Feber 1980 bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
hinterlegt; das Protokoll ist gemäß seinem Art. 9 Abs. 2 am selben Tag für Österreich in Kraft
getreten.
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Bis 17. März 1980 haben außer Österreich die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und nach-
stehende Staaten ihre Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde zum Proto-
koll oder Erklärungen über dessen vorläufige Anwendung hinterlegt:

Ägypten, Algerien, Argentinien, Australien, Barbados, Belgien, Bolivien, Brasilien, Bundes-
republik Deutschland (einschließlich Berlin West), Costa Rica, Dänemark, El Salvador, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Guatemala, Indien, Irak, Iran, Irland, Italien, Japan, Kanada, Kenia,
Republik Korea, Kuba, Luxemburg, Malta, Marokko, Mauritius, Niederlande, Norwegen, Pakistan,
Panama, Peru, Portugal, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Sowjetunion, Spanien, Südafrika,
Syrien, Trinidad und Tobago, Tunesien, Vatikanstadt, Venezuela, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland (einschließlich Guernsey, Insel Man, Belize, Bermuda, Britische Jung-
fern-Inseln, Gibraltar, Hongkong, Montserrat, St. Helena und abhängige Gebiete), Vereinigte
Staaten von Amerika.

Kreisky

235.
(Übersetzung)

Handels- und Zahlungsabkommen zwischen
der Österreichischen Bundesregierung und
der Regierung der Sozialistischen Republik

Vietnam

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam
sind, vom Wunsche getragen, die Wirtschafts- und
Handelsbeziehungen zwischen den beiden Staaten
auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des
gegenseitigen Vorteiles zu entwickeln, wie folgt
übereingekommen:

Artikel 1

Beide Vertragsparteien sind bemüht, den
Warenverkehr zwischen den beiden Staaten im
Rahmen der in jedem der beiden Staaten für die
Ein- und Ausfuhr geltenden Gesetze und Rechts-
vorschriften zu fördern und zu erleichtern.

Artikel 2

(1) Im Interesse einer künftigen Erweiterung
des Warenverkehrs zwischen den beiden Staaten
gewähren beide Vertragsparteien einander in be-
zug auf Ein- und Ausfuhrbewilligungen, Reex-
port- und Transitgeschäfte im Rahmen der in
jedem der beiden Staaten geltenden Gesetze und
Rechtsvorschriften eine so weit wie möglich gün-
stige Behandlung.

(2) Die beiden Vertragsparteien werden bestrebt
sein, im Geiste des guten Willens Vorschläge, die
von einer der beiden Vertragsparteien bezüglich
der Modalitäten des Warenverkehrs gemacht wer-
den, wohlwollend zu behandeln.

Artikel 3

Der Zahlungsverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Republik Viet-
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nam wird in Übereinstimmung mit den in jedem
der beiden Staaten geltenden Devisenvorschriften
in frei konvertierbarer Währung abgewickelt.

Artikel 4

Der Warenverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Republik Viet-
nam wird auf Grund von Verträgen abgewickelt,
die zwischen natürlichen oder juristischen Per-
sonen oder Personengesellschaften des Handels-
rechtes, die nach österreichischem Recht außen-
handelsberechtigt sind und den Außenhandels-
organisationen Vietnams geschlossen werden.

Artikel 5

Die Vertragsparteien kommen überein, daß die
gegenseitigen Warenlieferungen zu normalen
Marktpreisen erfolgen werden. Im Falle von
Schwierigkeiten auf dem Preisgebiet werden die
zuständigen Stellen der beiden Vertragsparteien
bestrebt sein, geeignete Maßnahmen zu deren
Behebung zu ergreifen.

Artikel 6

(1) Die Bestimmungen dieses Abkommens fin-
den auf Geschäfte, die vor dem Inkrafttreten
dieses Abkommens abgeschlossen wurden, keine
Anwendung.

(2) Auf Geschäfte, die im Rahmen und wäh-
rend der Gültigkeitsdauer dieses Abkommens ab-
geschlossen wurden, jedoch im Zeitpunkt des
Außerkrafttretens dieses Abkommens nicht erfüllt
sind, werden die Bestimmungen dieses Abkom-
mens weiter angewendet.

Artikel 7

(1) Aufgabe der beiden Vertragsparteien ist es,
die Durchführung dieses Abkommens zu über-
wachen, neue Möglichkeiten zur Entwicklung des
Handels zwischen den beiden Staaten zu prüfen
und erforderlichenfalls Vorschläge zur Abände-
rung oder Ergänzung dieses Abkommens zu er-
statten.

(2) Zu diesem Zwecke führen die beiden Ver-
tragsparteien auf Verlangen der einen oder der
anderen Vertragspartei durch ihre Vertreter Kon-
sultationen.

Artikel 8

(1) Dieses Abkommen tritt sechzig Tage nach
seiner Unterzeichnung in Kraft und gilt bis
31. Dezember 1980.
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(2) Die Gültigkeit dieses Abkommens verlän-
gert sich automatisch jeweils um ein weiteres
Jahr, wenn nicht eine der Vertragsparteien das
Abkommen kündigt oder eine andere bilaterale
Vereinbarung getroffen wird. Die Mitteilung über
die Kündigung hat spätestens drei Monate vor
Ablauf des Kalenderjahres auf diplomatischem
Wege zu erfolgen.

Geschehen zu Wien, am 21. April 1980, in
zwei Urschriften in französischer Sprache.

Für die österreichische Bundesregierung:
Dr. Staribacher m.p.

Für die Regierung der Sozialistischen Republik
Vietnam:

Nguyen Manh Cam m.p.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 8 am 20. Juni 1980 in Kraft.

Kreisky


